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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 68/2010 DER KOMMISSION 

vom 22. Januar 2010 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kommis­
sion vom 21. Dezember 2007 mit Durchführungsbestimmun­
gen zu den Verordnungen (EG) Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96 
und (EG) Nr. 1182/2007 des Rates im Sektor Obst und Ge­
müse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 138 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehenden Grundes: 

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest­
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu 
berücksichtigenden Kriterien sind in der Verordnung (EG) Nr. 
1580/2007 für die in ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 ge­
nannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang 
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 23. Januar 2010 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 22. Januar 2010 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 JO 73,2 
MA 63,9 
TN 112,1 
TR 103,5 
ZZ 88,2 

0707 00 05 EG 174,9 
JO 101,4 

MA 78,1 
TR 113,3 
ZZ 116,9 

0709 90 70 MA 132,4 
TR 121,5 
ZZ 127,0 

0805 10 20 EG 52,0 
IL 58,8 

MA 52,2 
TN 62,6 
TR 54,7 
ZZ 56,1 

0805 20 10 IL 166,5 
MA 82,0 
ZZ 124,3 

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70, 
0805 20 90 

CN 55,8 
EG 74,4 
IL 81,2 
JM 97,6 

MA 131,9 
PK 41,0 
TR 78,4 
ZZ 80,0 

0805 50 10 EG 63,3 
IL 88,6 
TR 71,6 
ZZ 74,5 

0808 10 80 CA 77,0 
CL 60,1 
CN 88,1 
MK 24,7 
US 133,3 
ZZ 76,6 

0808 20 50 CN 53,6 
US 102,8 
ZZ 78,2 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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VERORDNUNG (EU) Nr. 69/2010 DER KOMMISSION 

vom 22. Januar 2010 

zur Änderung der mit der Verordnung (EG) Nr. 877/2009 festgesetzten repräsentativen Preise und 
zusätzlichen Einfuhrzölle für bestimmte Erzeugnisse des Zuckersektors im Wirtschaftsjahr 2009/10 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 951/2006 der Kommis­
sion vom 30. Juni 2006 mit Durchführungsbestimmungen zur 
Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates für den Zuckerhandel 
mit Drittländern ( 2 ), insbesondere auf Artikel 36 Absatz 2 Un­
terabsatz 2 zweiter Satz, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die bei der Einfuhr von Weißzucker, Rohzucker und 
bestimmten Sirupen geltenden repräsentativen Preise 
und zusätzlichen Einfuhrzölle für das Wirtschaftsjahr 

2009/10 sind mit der Verordnung (EG) Nr. 877/2009 
der Kommission ( 3 ) festgesetzt worden. Diese Preise und 
Zölle wurden zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 
52/2010 der Kommission ( 4 ) geändert. 

(2) Die der Kommission derzeit vorliegenden Angaben füh­
ren zu einer Änderung der genannten Beträge gemäß den 
in der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 vorgesehenen Re­
geln und Modalitäten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die mit der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 für das Wirtschafts­
jahr 2009/10 festgesetzten repräsentativen Preise und zusätzli­
chen Zölle bei der Einfuhr der Erzeugnisse des Artikels 36 der 
Verordnung (EG) Nr. 877/2009 werden geändert und sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung aufgeführt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 23. Januar 2010 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 22. Januar 2010 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Geänderte Beträge der ab dem 23. Januar 2010 geltenden repräsentativen Preise und zusätzlichen Einfuhrzölle 
für Weißzucker, Rohzucker und die Erzeugnisse des KN-Codes 1702 90 95 

(EUR) 

KN-Code Repräsentativer Preis je 100 kg 
Eigengewicht des Erzeugnisses 

Zusätzlicher Zoll je 100 kg Eigengewicht 
des Erzeugnisses 

1701 11 10 ( 1 ) 46,85 0,00 

1701 11 90 ( 1 ) 46,85 0,85 

1701 12 10 ( 1 ) 46,85 0,00 
1701 12 90 ( 1 ) 46,85 0,55 

1701 91 00 ( 2 ) 53,94 1,29 

1701 99 10 ( 2 ) 53,94 0,00 
1701 99 90 ( 2 ) 53,94 0,00 

1702 90 95 ( 3 ) 0,54 0,20 

( 1 ) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang IV Abschnitt III der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007. 
( 2 ) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang IV Abschnitt II der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007. 
( 3 ) Festsetzung pro 1 % Saccharosegehalt.
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BESCHLÜSSE 

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DES RATES 

vom 19. Januar 2010 

zur Ermächtigung der Portugiesischen Republik, eine von den Artikeln 168, 193 und 250 der 
Richtlinie 2006/112/EG über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem abweichende Maßnahme 

anzuwenden 

(2010/39/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 113, 

gestützt auf die Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 
28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersys­
tem ( 1 ), insbesondere auf Artikel 395 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Portugiesische Republik (nachstehend „Portugal“ ge­
nannt) wurde mit der Entscheidung 2004/738/EG des 
Rates ( 2 ) ermächtigt, bis zum 31. Dezember 2009 auf 
Haustürgeschäfte eine fakultative Sonderregelung anzu­
wenden, wonach zum einen abweichend von 
Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe a der Sechsten Richtlinie 
77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmo­
nisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersys­
tem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage ( 3 ) 
in diesem Bereich tätige Unternehmen, die ermächtigt 
wurden, die Regelung anzuwenden, die Mehrwertsteuer 
(MwSt.) auf die Gegenstände schulden, die ihre Wieder­
verkäufer an Endverbraucher liefern. Zum anderen sind 
abweichend von Artikel 22 der genannten Richtlinie die 
Wiederverkäufer von den Pflichten befreit, die sich aus 
diesem Artikel für die Lieferungen ergeben. Um eine ent­
sprechende Ermächtigung zu erhalten, muss das Unter­
nehmen seinen gesamten Umsatz mit Haustürgeschäften 
erzielen, die von Wiederverkäufern in eigenem Namen 
und auf eigene Rechnung getätigt werden. Zudem müs­
sen alle verkauften Produkte in einer vorab erstellten Liste 
mit ihren Endverbraucherpreisen verzeichnet sein und 
von dem Unternehmen direkt an Wiederverkäufer und 
von diesen direkt an Endverbraucher verkauft werden. 

(2) Mit einem beim Generalsekretariat der Kommission am 
30. Juni 2009 eingetragenen Schreiben beantragte Portu­
gal, diese Sonderregelung für seine von den Artikeln 193 

und 250 der Richtlinie 2006/112/EG abweichenden Be­
stimmungen verlängern zu können; mit einem beim Ge­
neralsekretariat der Kommission am 9. September 2009 
eingetragenen zusätzlichen Schreiben beantragte Portugal, 
dass die Wiederverkäufer abweichend von Artikel 168 
der Richtlinie 2006/112/EG die Mehrwertsteuer auf die 
von der Ausnahmeregelung betroffenen Gegenstände 
nicht abziehen dürfen. 

(3) Gemäß Artikel 395 Absatz 2 der Richtlinie 2006/112/EG 
hat die Kommission dieses Ersuchen mit Schreiben vom 
27. Oktober 2009 den anderen Mitgliedstaaten übermit­
telt. Mit Schreiben vom 29. Oktober 2009 hat sie Por­
tugal mitgeteilt, dass sie über alle zweckdienlichen Anga­
ben verfügt. 

(4) Aufgrund dieser Sonderregelung erhalten anstelle zahlrei­
cher ambulanter Wiederverkäufer ordnungsgemäß er­
mächtigte Unternehmen das Recht auf den Abzug der 
von den Wiederverkäufern für die Lieferung von Gegen­
ständen durch diese Unternehmen geschuldeten oder ent­
richteten Vorsteuer und schulden die Mehrwertsteuer auf 
die Lieferungen ihrer Wiederverkäufer an die Endverbrau­
cher. Diese ermächtigten Unternehmen müssen außerdem 
die entsprechenden Erklärungs- und Zahlungspflichten 
erfüllen, von denen ihre Wiederverkäufer entbunden sind. 

(5) Somit kann diese Sonderregelung gewährleisten, dass die 
auf der Einzelhandelsstufe auf den Verkauf der Produkte 
dieser Unternehmen erhobene Mehrwertsteuer tatsächlich 
an den Fiskus abgeführt und Steuerbetrug verhindert 
wird. Außerdem werden für die Verwaltung die Modali­
täten zur Erhebung der Mehrwertsteuer vereinfacht und 
die Pflichten der Einzelhändler im Bereich der Mehrwert­
steuer verringert. 

(6) Die Ausnahmeregelung verändert nicht den Betrag der 
auf der Stufe des Endverbrauchs fälligen Mehrwertsteuer 
und hat keine Auswirkungen auf die MwSt.-Eigenmittel 
der Union —
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Portugal wird ermächtigt, auf Haustürgeschäfte eine besondere 
Steuerregelung anzuwenden, die von der Richtlinie 
2006/112/EG abweichende Bestimmungen vorsieht. 

Unternehmen, deren gesamter Umsatz über Haustürgeschäfte 
erzielt wird, die von Wiederverkäufern in eigenem Namen 
und auf eigene Rechnung getätigt werden, können bei der Steu­
erverwaltung beantragen, diese Ausnahmeregelung anzuwenden, 
wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) alle von dem Unternehmen verkauften Produkte sind in einer 
vorab erstellten Liste mit ihren Endverbraucherpreisen ver­
zeichnet; 

b) die Produkte werden von dem Unternehmen direkt an Wie­
derverkäufer und von diesen direkt an Endverbraucher ver­
kauft. 

Artikel 2 

Abweichend von Artikel 168 der Richtlinie 2006/112/EG haben 
die Unternehmen, die zur Anwendung dieser Ausnahmerege­
lung ermächtigt wurden, für ihren Wiederverkäufern gelieferte 
Gegenstände das Recht auf den Abzug der von den Wiederver­
käufern geschuldeten oder entrichteten Vorsteuer und schulden 
abweichend von Artikel 193 der genannten Richtlinie die Mehr­
wertsteuer auf die Lieferungen dieser Gegenstände ihrer Wieder­
verkäufer an die Endverbraucher. 

Artikel 3 

Wiederverkäufer, die von einem Unternehmen beliefert werden, 
das zur Anwendung dieser Ausnahmeregelung ermächtigt 
wurde, sind in Bezug auf die Gegenstände, die ihnen dieses 
Unternehmen geliefert hat, und in Bezug auf die Lieferung die­
ser Gegenstände an die Endverbraucher von der Erklärungs­
pflicht gemäß Artikel 250 der Richtlinie 2006/112/EG entbun­
den. Dieser Pflicht kommt das ermächtigte Unternehmen nach. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss wird mit seiner Bekanntgabe an die Portugie­
sische Republik wirksam. 

Er gilt vom 1. Januar 2010 bis zum 31. Dezember 2012. 

Artikel 5 

Dieser Beschluss ist an die Portugiesische Republik gerichtet. 

Artikel 6 

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union ver­
öffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 19. Januar 2010 

Im Namen des Rates 
Die Präsidentin 

E. SALGADO
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IV 

(Vor dem 1. Dezember 2009 in Anwendung des EGV, des EUV und des Euratom-Vertrags angenommene Rechtsakte) 

BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 

vom 25. November 2009 

betreffend die Entlastung zur Ausführung des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union für das 
Haushaltsjahr 2007, Einzelplan II — Rat 

(2010/40/EG) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, 

— unter Hinweis auf den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2007 ( 1 ), 

— in Kenntnis der endgültigen Jahresrechnung der Europäischen Gemeinschaften für das Haushaltsjahr 
2007 — Band I (C6-0417/2008) ( 2 ), 

— in Kenntnis des Jahresberichts des Rates an die Entlastungsbehörde über die internen Prüfungen im Jahr 
2007, 

— in Kenntnis des Jahresberichts des Rechnungshofes über die Ausführung des Haushaltsplans für das 
Haushaltsjahr 2007 zusammen mit den Antworten der geprüften Organe ( 3 ), 

— in Kenntnis der vom Rechnungshof gemäß Artikel 248 des EG-Vertrags vorgelegten Erklärung über die 
Zuverlässigkeit der Rechnungsführung sowie die Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der zugrunde 
liegenden Vorgänge ( 4 ), 

— unter Hinweis auf seinen Beschluss vom 23. April 2009 ( 5 ) betreffend den Aufschub des Entlastungs­
beschlusses für das Haushaltsjahr 2007 und die dazugehörige Entschließung, 

— gestützt auf Artikel 272 Absatz 10 sowie die Artikel 274, 275 und 276 des EG-Vertrags, 

— gestützt auf die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die 
Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften ( 6 ), insbesondere auf 
die Artikel 50, 60, 86, 145, 146 und 147, 

— gestützt auf die Verfügung Nr. 190/2003 des Generalsekretärs des Rates/Hohen Vertreters für die 
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik betreffend die Erstattung der Reisekosten der Delegierten 
der Mitglieder des Rates, 

— gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und 
der Kommission vom 17. Mai 2006 über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche Haushaltsfüh­
rung ( 7 ) (IIV), 

— gestützt auf Artikel 77 und Anlage VI seiner Geschäftsordnung, 

— in Kenntnis des ersten Berichts des Haushaltskontrollausschusses (A6-0150/2009), 

— in Kenntnis des zweiten Berichts des Haushaltskontrollausschusses (A7-0047/2009),
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1. erteilt dem Generalsekretär des Rates Entlastung zur Ausführung des Haushaltsplans des Rates für das 
Haushaltsjahr 2007; 

2. legt seine Bemerkungen in der nachstehenden Entschließung nieder; 

3. beauftragt seinen Präsidenten, diesen Beschluss sowie die als integraler Bestandteil dazugehörige Ent­
schließung dem Rat, der Kommission, dem Gerichtshof, dem Rechnungshof, dem Europäischen Bürger­
beauftragten und dem Europäischen Datenschutzbeauftragten zu übermitteln und die Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union (Reihe L) zu veranlassen. 

Der Präsident 

Jerzy BUZEK 

Der Generalsekretär 

Klaus WELLE
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ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 

vom 25. November 2009 

mit den Bemerkungen, die integraler Bestandteil des Beschlusses betreffend die Entlastung zur 
Ausführung des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2007, 

Einzelplan II — Rat, sind 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, 

— unter Hinweis auf den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2007 ( 1 ), 

— in Kenntnis der endgültigen Jahresrechnung der Europäischen Gemeinschaften für das Haushaltsjahr 
2007 — Band I (C6-0417/2008) ( 2 ), 

— in Kenntnis des Jahresberichts des Rates an die Entlastungsbehörde über die internen Prüfungen im Jahr 
2007, 

— in Kenntnis des Jahresberichts des Rechnungshofes über die Ausführung des Haushaltsplans für das 
Haushaltsjahr 2007 zusammen mit den Antworten der geprüften Organe ( 3 ), 

— in Kenntnis der vom Rechnungshof gemäß Artikel 248 des EG-Vertrags vorgelegten Erklärung über die 
Zuverlässigkeit der Rechnungsführung sowie die Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der zugrunde 
liegenden Vorgänge ( 4 ), 

— unter Hinweis auf seinen Beschluss vom 23. April 2009 ( 5 ) betreffend den Aufschub des Entlastungs­
beschlusses für das Haushaltsjahr 2007 und die dazugehörige Entschließung, 

— gestützt auf Artikel 272 Absatz 10 sowie die Artikel 274, 275 und 276 des EG-Vertrags, 

— gestützt auf die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die 
Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften ( 6 ), insbesondere auf 
die Artikel 50, 60, 86, 145, 146 und 147, 

— gestützt auf die Verfügung Nr. 190/2003 des Generalsekretärs des Rates/Hohen Vertreters für die 
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik betreffend die Erstattung der Reisekosten der Delegierten 
der Mitglieder des Rates, 

— gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und 
der Kommission vom 17. Mai 2006 über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche Haushaltsfüh­
rung ( 7 ) (IIV), 

— gestützt auf Artikel 77 und Anlage VI seiner Geschäftsordnung, 

— in Kenntnis des ersten Berichts des Haushaltskontrollausschusses (A6-0150/2009), 

— in Kenntnis des zweiten Berichts des Haushaltskontrollausschusses (A7-0047/2009), 

1. betont, dass es vom Rat eine zufrieden stellende Antwort auf die drei wichtigsten Forderungen erhalten 
hat, die es in seiner Entschließung vom 23. April 2009 ( 8 ) formuliert hat:
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a) eine Sitzung am 24. September 2009, an der der Vorsitzende, der Berichterstatter und die Koor­
dinatoren des zuständigen Ausschusses des Parlaments gemeinsam mit Vertretern der schwedischen 
Präsidentschaft und des Generalsekretariats des Rates teilgenommen haben und in der die Ausführung 
des Haushaltsplans des Rates für 2007 erörtert wurde (Ziffer 21 Buchstabe a der Entschließung); 

b) schriftliche Antworten auf die Fragen des Parlaments betreffend die Haushaltsausführung des Rates für 
2007 (Ziffer 22 der Entschließung); 

c) die Veröffentlichung einschlägiger Dokumente zur Haushaltsausführung des Rates einschließlich der 
Antworten auf die spezifischen Fragen des Parlaments auf der Webseite des Rates (Ziffer 4 der 
Entschließung); 

2. ist der Auffassung, dass es seine Pflicht erfüllt hat, die größtmögliche Transparenz und Rechenschafts­
pflicht bei der Verwendung der von den Steuerzahlern aufgebrachten Finanzmittel zu gewährleisten; 

3. fordert den Rat auf, auf der Grundlage seiner jüngsten Praxis die Zusammenarbeit mit den zuständigen 
Ausschüssen des Parlaments weiter zu verbessern; 

4. fordert die Organe auf, eine Anlage auszuarbeiten, die das Entlastungsverfahren für den Rat zum Gegen­
stand hat, und diese Anlage in die IIV aufzunehmen; 

5. fordert seinen zuständigen Ausschuss auf, im Kontext des nächsten Verfahrens der Entlastung für den Rat 
zu prüfen, ob bei folgenden Punkten Fortschritte erzielt worden sind: 

— Schließung aller seiner extrabudgetären Konten gemäß den Empfehlungen des Internen Prüfers des 
Rates, 

— Verbesserung der Prüfung von Rechnungen gemäß den Empfehlungen des Internen Prüfers des Rates, 

— öffentliche Bekanntgabe sämtlicher Verwaltungsbeschlüsse, wenn sie als Rechtsgrundlage für Haus­
haltsposten dienen, 

— Übermittlung des jährlichen Tätigkeitsberichts des Rates, der gemäß Artikel 60 Absatz 7 der Haus­
haltsordnung auszuarbeiten ist, an das Parlament und seinen zuständigen Ausschuss, entsprechend 
der von allen anderen Organen mittlerweile eingeführten Praxis, 

— ausführliche Erläuterung der Notwendigkeit, innerhalb des Haushaltsplans des Rates Mittel von einem 
Posten auf einen anderen zu übertragen, 

— Bereitstellung schriftlicher Antworten auf einschlägige Fragen des zuständigen Ausschusses des Par­
laments und seines Berichterstatters, 

— Verfügbarkeit und Bereitschaft des Rates, dem zuständigen Ausschuss des Parlaments auf der Grund­
lage dieser schriftlichen Antworten eine mündliche Erläuterung zu liefern, sollte er eine weitere 
Klarstellung benötigen; 

6. bekräftigt die in seiner Entschließung vom 23. April 2009 an den Europäischen Rechnungshof gerichtete 
Forderung, der Haushaltsausführung des Rates in seinen künftigen Jahresberichten besondere Aufmerk­
samkeit zu widmen.
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